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Die « escdlüsse der AänderKonkerenz
Uber die Beschlüsse der Länderkonferenz erfahren wir u . a .:
Da die jetzige Gliederung des Reiches in seine ganz der -
ieden großen 17 Länder als Hauptgrund der Belastung un -

eres Staatswesens anerkannt wurde , haben sich die Ver -
Handlungen zunächst der Frage zugewandt , wie das deutsche
Reichsgebiet zweckmäßiger aufgeteilt werden soll, und was aus
Preußen werden soll. Ein Einheitsstaat ohne Gliederung
des Reiches in Länder wurde vom Berfassungsausfchuß abge -
lehnt . Deshalb suchten die Verhandlungen , eine zweckmäßigere
Korm für diese Länder und die Verteilung der Zuständig -
Leiten zwischen Reich und Ländern zu finden . Neben der
ökeichsgewalt darf eine preußische Zentralgewalt nicht bestehen
bleiben . Die Reichsregierung und die preußische Zentral -
regierung sollen vereinigt , die preußischen Ministerien von
den Reichsministerien übernommen , alle preußischen Behör -
den Reichsbehörden werden .

Das Reich selbst bleibt in Länder gegliedert . Der Berfas -
sungsausschuß hat sich nicht entschließen können , die Länder
tianz einheitlich zu gestalten . Eine besondere Behandlung der
« ander Bayern . Sachsen , Württemberg und Bade « scheint
dem Verfassungsausschuß geboten . Die vier genannten Län -
der werden deshalb als Länder alter Art , die neu zu schaf-
jfnnden Länder als Länder neuer Art behandelt .

Hinsichtlich der Frage der Gesetzgebung für die Länder
« euer Art ist man sich noch nicht schlüssig geworden , ob der
allgemeine Weg der Reichsgesetzgebung gewählt werden soll
oder ab an ' Stelle sämtlicher Mitglieder des Reichstages oder
Reichsrates nur die von den Ländern neuer Art entsandten
Minister treten sollen . Was die Vertreter der Länder im
Reichsrat anlangt , so soll jedem Lande auf 700 000 Einwoh¬
ner eine Stimme zustehen .

Mit Ausnahme der Justizverwaltung , die nach wie vor den
Ländern erhalten bleiben soll, soll die Zuständigkeit des Rei -
ches auf allen lebenswichtigen Gebieten , da ? sind Auswar -
tiges , Heer und Marine , sowie Finanzen , erhalten bleiben .
Reichsbahn und Reichspost sollen ausschließlich von Reichsbe -
Hörden oder Reichsanstalten verwaltet werden .

Was die Zuständigkeit der Länder anlangt , so sollen die
Länder alter Art grundsätzlich ihre bisherige Zuständigkeit
behalten . Für die Länder neuer Art wird die Verfassung
durch die Reichsgesetzgebung festgesetzt . Die Landesregierung
soll höchstens auf die Dauer der Wahlperiode belassen werden
und braucht dabei das Vertrauen des Landtags . Zur Er -
« ielung eines möglichst fruchtbringenden Zusammenarbeitens
wird eine Personalunion zwischen dem obersten Reichsbeam -
ten in einem Lande , und einem Mitglied der Landesregierungder Länder alter Art empfohlen .

Bei den Vorschlägen des Verfassungsausschusses handelt es
sich um eine organische Neugestaltung des Reiches . Erst wenn
festgestellt ist, wie die Länder künstlich zum Deutschen Reiche

estellt sein werden , und mit welcher Zuständigkeit sie ausge -
attet sind , kann der Frage der Gliederung im einzelnen und
er Frage der Teilung der finanziellen Einnahmequellen zwi-

schen Reich und Länder n nähergetrete n werden .

Presseecho der Sacvsen - MaKlen
„Sieg der Nationalsozialisten , Niederlage der bürgerlichen

Parteien " — das ist die Feststellung , die in allen Kommen -
taren der Berliner Zeitungen , zu dem Ausgang der fachst«

Jchen
Wahlen gemacht wird . Die Sachsenwahlen sind , so

chreibt die „Germania "
, für alle in Reich und Ländern ver -

antwortlichen Parteien und Persönlichkeiten eine ernste Mah¬
nung zur gemeinsamen Kraftanstrengung .

Die „DAZ ." fordert die Reichsregierung zum Handeln in
der jetzt offenbar gewordenen Rot des Reiches auf . Die
Stellung der Regierung gegenüber den Parteien ist durch die
Sachsenwahlen gestärkt .

Die „ Bossische Zeitung " sagt : Die Lehre vom 22 . Juni ist :
Mit einer Parlamentsauflösung ohne klares Ziel und ohne
straffe Führung wird die Zersplitterung vermehrt und der
Radikalismus gestärkt .

Das „Berliner Tageblatt " ist der Ansicht : Nicht mit , son-
dern gegen die Sozialdemokratie ! — mit dieser Parole hat
man gestern Herrn Hitler seinen Sieg ermöglicht .

Die „Tägliche Rundschau " bemerkt : Die volksparteiliche
Kerschrumpfung in Sachsen ist wohlverdient .

Die „Kreuzzeitung " fragt : Wer wird die revolutionäre
Bewegung , die durch Sachsen geht , auffangen , ihr eine
brauchbare politische Zielrichtung geben und sie in Formen
bringen , die brauchbar und sofort realisierbar sind ?

Die „ Börsenzeitung " sagt : Die Nationalsozialisten sind also
nicht — wenigstens nicht in nennenswertem Umfange — in
die rote Burg des internationalen Sozialismus eingedrun -
gen . Di « Masse ihrer neuen Anhängerschaft setzt sich zusam -
men aus bürgerlich Eingestellten , die in der allgemeinen Ver »
wirrung nicht mehr wußten , wohin sie gehen sollten .Die „Deutsche Tageszeitung " erklärt : Als einzigen erfreu »
ilichen Punkt in dem Wahlergebnis kann man sehen , daß die
Sozialdemokraten doch wieder trotz aller Anstrengungen eine
rückläufige Bewegung aufweisen . — Die Abendausgabe des
„ Borwärts " urteilt : Die Nationalsozialisten haben den Wahl -
kämpf in Sachsen weitgehend mit Phraseologie gegen die So -

ialdemokraten betrieben . Sie haben dennoch nicht vermocht ,ie Sozialdemokraten und Kommunisten zu schwächen ; aber
sie haben jene Massen aus den bürgerlichen Parteien an sich
gezogen , die klassenmäßig nicht zum Bürgertum gehören .

b

Belegschaftsverminderung auch bei Krupp . Infolge man -
gelnden Auftragseinganges hat die Firma Krupp beim Re¬
gierungspräsidenten für ihre Essener Belegschaft beantragt ,die Entlassung von etwa 7 Proz . zu genehmigen , die in vier
Wochen in Kraft tritt , falls nicht bis dahin eine Besserungdes Beschäftigungsgrades zu erreichen ist. Von der Entlas¬
sung werden in der Hauptsache die Feuer - und zugehörigen
Hilfsbetriebe betroffen .

Letzte Nachrichten
Die Tage am Dienstag flMttag

Noch feine Entscheidungen
M . Berlin , 2t . Juni sPrw.-Tel.» Da» Reichstabinett hat

um 11 Uhr seine Beratungen abgebrochen , « eil
Dr. Curtius in den Auswärtigen Ausschuß des Reichstags und
Schiele in den Reichstag mußte , wo sein Etat berate « wird .
Doch soll im Lause des Dienstag die Entscheidung im Ka »
binett fallen .

Es wird auch der Gedanke erwogen , eine Berlängerung
desNotetats herbeizuführen , da es nicht möglich fein wird ,
den Etat noch in dieser Woche zu verabschieden .

Minister Dietrich erstattete im Lanfe des BormittagS
der demokratischen Reichstagssrattion Bericht über seine Unter -
redung mit dem Reichskanzler und über die Beratungen im
Kabinett .

Es »erlautet , daß , wen » Dietrich Reichsfinanzminister « er -
den würde , er ganz erhebliche Streichungen im
Reichshaushalt und vor allem im Etat des Auswärtigen
Amtes und im Wehretat vornehmen würde . ES wird auch
davon gesprochen, daß man eine Gaststättenverkehrssteuer und
eine Radiosteuer in Erwägung ziehe . Zusammenfassend tan «
man sage « , daß zur Mittagsstunde des Dienstag in Berlin
noch alle » im Fluß war . Der Erwägungen sind viele . Wie die
Entscheidung fallen wird » steht noch dahin .

Einschneidende Streichungen im Ltat
des Auswärtigen Amtes

Der Botschafterposten beim Vatikan bleibt
BDA . Berlin , 24. Juni (Tel .> Der HauShaltsausschuß

des Reichstages nahm heut » eine Reihe von erhebliche « Strei -
chuugen an dem Etat des Auswärtigen Amtes vor . Zunächst
wurden die neuen Botschafterstellen in Ri » de Ja -
neir «, Santiago und Buenos Aires g e st r i ch e n.

Ein Antrag , auch de« Botschafterposten beim Hl . Stuhl zu
streichen , wurde abgelehnt .

Im Besoldungsplan des Auswärtigen Amtes wurden 2 %
Millionen Reichsmark Zulagen gestrichen. Bon de« Berwal -
tungsausgabe « für die Vertretung des Reiches im Auslande
wurde rund % Million Reichsmark gestrichen . Der Posten
für die Gesandtschaft in Tirana wurde ebenfalls gestrichen .
In Tirana soll ein Konsulat errichtet werden .

Die Linanztrage vor dem Neicbskabinett
ERB . B e r l i n , 24. Juli (Tel . ? Das Reichstabinett tagt seit

heute vormittag K10 Uhr , um die Frage zu besprechen , die
mit der Neubesetzung des Reichsfinanzministeriums zusammen -
hängen . Der Führer der Deutschen Bolkspartei , Dr. Scholz ,hatte gestern abend » ach der Fraktionssitzung noch eine tele -
phonische Unterredung mit dem Reichskanzler . Die AuS -
spräche, in der De Scholz dem Kanzler die Forderungen seiner
Fraktion auf Durchführung ihrer bekannte « Borschläge unter -
breiten wird , findet aber erst nach der Kabinettssitzung statt .

Zwischenurteil des Reichsgerichts im Rechts-
streit zwischen Staat « ud Kirche in Lippe

WTB . Leipzig , 24. Juni Tel . ) In dem Rechtsstreit zwi -
schen Staat und Kirche in Lippe hat der Staatsgerichtshof
heute durch Zwischenurteil entschieden , daß das Land Lippe
nicht verpflichtet ist, die Staatsleistungen an die Landeskirchein einer dem jeweiligen Bedarf der Kirche entsprechenden
Höhe zu leisten . Die Entscheidung darüber, ' ob die durch das
Gesetz vom Jahre 1877 erfolgte Festsetzung des StaatSzuschus -
seS in einem höheren Maße als dies bisher geschehen ist , der
jetzigen Währung anzupassen sei, bleibe dem Schlußurteil
vorbehalten . In der Begründung heißt es , gerade die Ur »
fache, daß die Kirchensteuern in dem Lippeschen Gesetz von
1877 variabel gestaltet worden sind , zeige , daß ein etwaiger
Mehrbedarf nicht vom Staat durch Erhöhung seiner Zu »
schüsse gedeckt werden solle, sondern durch Erhöhung der Kir¬
chensteuern . Der Staatsgerichtshof sei auch der Ansicht, daßdie bisherigen Staatsleistungen seste Geldzuwendungen sind ,die der Ungleichung an die jetzige Währung unterliegen . Hin -
sichtlich der Frage , ob eine Uberpariangleichung unter Berück -
sichtigung des Teuerungsindex stattzufinden habe , behalte sichder Staatsgerichtshof seine Entscheidung im Schlußurteil vor .

Im Anschluß au die Verhandlung regte der Vorsitzendeeinen Vergleich der Parteien an . Die Parteien haben sich zudieser Anregung noch nicht geäußert .

Keine Kündigung
der Hamburger Hasenarbeitertarife

WTB . Hamburg , 24. Juli (Tel . ) In einer Vertreterver -
saminlung der organisierten Hafenarbeiter von Groß -Hamburgwurde beschlossen, angesichts der gegenwärtigen wirtschaftlichenLage von einer Kündigung des Lohntarifs abzusehen . DieserBeschluß wurde mit großer Mehrheit gegen die Stimmen derlinksradikalen Vertreter gefaßt .

Das Luftschiff „Graf Zeppelin " hat am Montag eine Ost .
seesahrt unternommen und ist am Dienstagvormittag zueiner Fährt nach Schlesien gestartet .

Die NeberMlung
der köderen Schulen

Die deutsche Wirtschaft wirkt sich seit langem auch im
deutschen Schulwesen aus . Das liegt freilich nicht allein daran ,
daß wir etwa zu wenig höhere Schulen in Deutschland hätten ,
oder daß diese zu klein seien , um genügend Schüler unterzu -
bringen . Vielmehr liegen die Dinge umgekehrt so. daß der
Andrang zum Besuch der höheren Schulen und im Zusammen -
hang damit auch der Andrang zu den akademischen Berufen ,
übermäßig groß ist. Die Warnungen , die in den letzten Jahren
in der Presse , in Vorträgen und Versammlungen erlassen
worden sind , um den übermäßigen Andrang zu den höheren
Schulen zu vermindern , sind im allgemeinen erfolglos ge-
blieben . Tatsache ist, daß es an genügend Stellen schon heut «
fehlt , um den Nachwuchs der Studierenden in geeigneten Be »
rufen unterzubringen . Man hat berechnet , daß ei « viertel
oder gar ri « Sechstel der heutigen Zahl der Studente « a «S-
reichen würde , um den akademischen Berufen einen ausreichen ,
den Ersatz zu sichern . Eine unerfreuliche Folge der tiberfüllung
der Universitäten sind die Auswüchse des Berechtigungswesens .
Selbst für ziemlich untergeordnete Posten werden akademisch
ausgebildete Bewerber gesucht, weil man weiß , daß hier ein
Überangebot von Kräften vorhanden ist, und daß man auch bei ge«
ringer Bezahlung Bewerber genug finden kann , die auf Uni »
versitäten oder anderen Hochschulen ausgebildet sind.

Schlimmer noch als die Uberfüllung der Universitäten ist
die der höheren Schulen . Hier ist es ganz offensichtlich, daß ein
Teil der Schüler nicht auf Grund besonderer Begabung die
höheren Schulen besucht, sondern weil die Eltern den Ehrgeiz
haben , ihre Kinder unter allen Umständen durch die höhere
Schule in eine günstigere Laufbahn hinaufzuschieben . Daß das
ein Irrtum ist, daß vielmehr der erfolgreiche Besuch einer höhe-
ren Schule und sogar der Universitätsbesuch sowie das B « .
stehen sämtlicher Examina heute dem Nachwuchs keine gesicherte
Berufsstellung mehr garantieren , beginnt ^ man erst jetzt
allmählich einzusehen .

Die richtige Berufswahl ist heute noch viel wichtiger als
früher . Sie muß aber auch nach ganz anderen Gesichtspunkte «
als früher erfolgen . Vor allem muß sie weit früher einsetzen,als das bisher in der Regel geschehen ist, weil für einen großen
Teil der praktischen Berufe der Besuch einer höheren Schule
wenig Vorteile bringt . Wenn junge Leute , die auf Grund ihrer
Begabung und auf Grund ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse
gut daran tun und bei der heutigen Lage der Dinge auch
darauf angewiesen sind, einen praktische» Beruf zu ergreifen ,viele Jahre ihres Lebens auf höheren Schulen zubringen , die
ihnen keineswegs die für die spätere Berufstätigkeit geeignete
Ausbildung vermitteln können , so ist das nicht nur für sie selbstein nicht wieder gutzumachender Schaden , sondern zugleich
für die Allgemeinheit ei » v- USwirtschaftticher Verlust . Die
Folge davon ist nämlich , daß viel mehr höhere Schulen errich .
tet und unterhalten werden müssen , als es zur Ausbildung
des akademischen Nachwuchses, der wirklich gebraucht wird ,
erforderlich wäre . Die Überschätzung der Schulbildung , die in
Deutschland wohl weiter als irgendwo in der ganzen Welt ver -
breitet ist, nötigt das verarmte deutsche Volk zu Ausgaben für
das höhere Schulwesen , die in seiner heutigen Lage einen un -
verzeihlichen Luxus bedeuten .

Die Frage freilich , wie dem übermäßigen Andrang zu den
höheren Schulen entgegengewirkt werden kann , ist nicht leicht
zu beantworten . Sie ist aber gegenwärtig besonders aktuell ,
weil gerade jetzt die zahlreicher besetzten Nachkriegsjahrgänge
der Grundschulen im Begriffe stehen, einen großen , und zwar
viel zu große » Teil ihrer Besetzung an die höheren Schulen
abzugeben . Es ' ist vielfach schon aus Raumgründen nicht mög-
lich, allen denjenigen , die aus den Grundschulen in die höheren
Schulen übergehen wollen , dort genügend Plätze zu sichern.
Der Vorstand des Deutschen Städtetages hat sich schon vor
einiger Zeit mit der Frage befaßt , was die Städte , die ja zu
einem großen Teile die höheren Schulen unterhalten müssen ,
tun können , um den übermäßige « Andrang zu de » höhere «
Schule » abzuwehren . Nur in sehr geringem Umfange wird es
bei den gegenwärtigen Finanzverhältnissen der Städte möglich
sein , durch Einrichtung neuer Schulen und Klassen größere
Aufnahmemöglichkeiten zu schaffen . Erst recht muß davor ge-
warnt werden , die Klassenbesuchsziffern in den höherenSchulen
noch weiter zu erhöhen , denn das müßte zu einer Berschlech-
ternng der Schulleistungen führen . Vielmehr muß im Gegen ,
teil zur Abwehr gegenüber dem Andrang zu den höheren
Schulen der Weg einer Erhöhung der Leistungen beschritten
werden . Schon bei der Aufnahme der Schüler sollte also die
schärfste Auslese vorgenommen werden . Die Anforderungen bei
der Anmeldung zu den höheren Schulen sollten insbesondere .



Sott erheblich gesteigert »Verden , wo sonft ivic Gefahr einer
Wermäßigru Klassrnbes «» »»« entstehen nuude .

Es ist zwar zweifellos richtig , Satz solche Ailsnahmeprüsungen
durchaus nicht immer die Gewahr iNsür . bieten , datz bei der
Aussiebung ' wirklich - die begabtesten Schüler <zum höheren
Schulbesuch zugelassen » erden . Vielfach zeigen überdies gerade
diejenigen Schüler , die in den unteren Klassen der höheren
Schule geringe Leistungen ausweisen , ihre Begabung erst spä-
ter . Es ist also sehr wohl möglich, datz bei einer solchen ver -
schärften Auslese des Schülermaterials bei der Aufnahme in
die höheren Schulen auch begabte Schüler keinen Zugang zum
höheren Schulbesuch und damit zur akademischen Lausbahn
finden . Aber angesichts der ungeheuren Uberfüllung dieser
Laufbahn ist das gegenüber dem jetzigen Zustande und dem,
der aus einem verstärkten Zudrange zu den akademifehen Be »
rufen für die Gesamtheit zu erwachsen droht , als das kleinere
übel zu betrachten .

Der Vorstand des Deutschen Städtetages hat mit Recht
darauf hingewiesen , datz im Hinblick auf die überaus schwie«
rige Finanz - und Kreditlage der Städte auch die Schulbauten
gleich allen übrigen nicht für Wohnungszwecke bestimmten
Bauten so weit wie irgend möglich eingeschränkt » mindestens
aber um ein Jahr hinausgeschoben werden müssen , da in dem
Notjahr 1930 die stärkste Zurückhaltung in allen grötzeren
Ausgaben geübt werden muh . Hieraus allein schon ergibt sich
die Notwendigkeit , eine verschärfte Auslese derjenigen , die jetzt
von den Grundschulen in die höheren Schulen übergehen
wollen , vorzunehmen . Wenn diese Auslese möglichst frühzeitig ,
also vor dem Eintritt in die höheren Schulen , durchgeführt
wird , so führt sie auch die geringsten Schädigungen herbei . ES
kann aber heute weniger denn je die Aufgabe der Gemeinden
sein , ungeheuer grohe finanzielle Opfer zu bringen , um ein
gelehrtes Proletariat heranzuzüchten , für das später keine
genügende berufliche Betätigung vorhanden sein wird .

Die Räumung der Pfalz
Am Sonntagmorgen verlieh mit dem Strahburger Zug der

letzte Rest der französischen Besatzung , 5 Gendarmen , die
Stadt Germersheim , so datz seit Sonntag Germersheim von
der Besatzung völlig geräumt ist. Besatzungsfrei wurden
gleichfalls Maximiliansau und Pfortz , wo die Gendarmerie
ursprünglich bis zum 30. Juni verbleiben sollte .

Am Montag ist der Rest der Besatzung aus Reustadt a . d.
H , abgezogen .

Der zweite Band des Simoubcrichts
Der zweite Band des Berichts der Simonkommission wird

soeben veröffentlicht . Er enthält einen sorgsam in allen Ein -
zelheiten ausgearbeiteten Plan , der das gesamte Gebiet des
indischen Berfassungsproblems behandelt . Der hervorstechendste
Zug ist, datz Britisch - Jndien auf föderativer Grundlage
reorganisiert werden soll. Burma soll ganz von Indien los -
gelöst werden , da sich dessen Interessen oft genug mit denen
von Britisch - Jndien decken , und die Bewohner von Burma
eine solche Lostrennung wünschen . Die Provinzen Britisch -
Indiens sollen ein Höchstmatz von Selbständigkeit erhalten ,
das sich mit den Interessen der Gesamtheit verträgt . Ihre
Politik soll künftig von provinziellen Kabinetten geleitet wer -
den , die den örtlichen Parlamenten gegenüber verantwortlich
sind . Diese provinziellen gesetzgebenden Körperschaften wer -
den vergrötzert und die Zahl der Wahlberechtigten erweitert .
Auch das Frauenwahlrecht ist ins Auge gefatzt worden . Un -
geklärt ist noch die Frage , ob man sich sür ein Einkammer -
oder Zweikammersystem entscheiden soll. Die Zentralregie -
rung soll einen elastischen Charakter erhalten . Die Kabinetts -
Mitglieder werden vom Generalgouverneur selbst erwählt und
ernannt . Das Zentralparlament soll sich künftig aus provin -
ziellen Vertretungen zusammensetzen und den Namen Bun -
desVersammlung führen . Der Staatsrat wird beibehalten .

Weiter heitzt es in dem Bericht : Eine unbedingte Voraus -
setzung für die Entwicklung und Stabilisierung in Indien sei
es , datz das nordwestliche Durchgangstor Indiens offen bleibt .
Die indische Armee müsse stark genug sein , um diese Auf -
gaben zu erfüllen . Die Kontrolle über die Armee müsse da -
her auch der indischen Regierung entzogen und einer Reichs -
behörde übertragen werden . Zu beachten ist noch, datz der
Plan die Möglichkeit einer Einigung Grotzindiens in Form
eines Staatenbundes vorsieht , dÄc Britisch - Jndien und die
indischen Staaten umfassen würdf .

Krucdssler Scklohkonzert
Nicht nur weil Musik an einem lauen Sommerabend und in

der befriedeten Stille einer an sich so schön beruhigenden Archi-
tektur ertönt , üben diese historischen Schloßkonzerte zu Bruch -
sal stets einen besonderen Reiz . Wie gut und heilsam ist es
doch , gerade gegenüber der gegenwärtigen Musikentwertung
durch Radio , Grammophon , Tonfilm usw . , nach einer musika -
lischen Inflation ohnegleichen wieder einmal dieser köstlichen
Kleinkunst von Eoneerti , Arietten , Eantaten — dem über¬
reichen Erbe und Vermächtnis eines .musik - und festfroheren
Geschlechtes — in der unperfälfchten originalen Besetzung , so
wie ihre Schöpfer sie empfangen und konzipiert haben , zu be-
gegnen ! Da fühlt man sich in der Tat lange noch vor Karl
Maria von Weber zurückversetzt , der bekanntlich als erster
während seiner hoskapellmeisterlichen Dresdener Zeit den Takt -
stock einführte , und der Dirigent , der ganz einfach am Flügel
mitspielt und nur bei schwierigeren Stellen mit der Hand
Zeichen gibt , gehört ebenso zu dieser nächtlichen Stunde musi -
kalischer Lustbarkeit wie die rührende Beleuchtung urväterlicher
Kerzen , die dem intimen Fürstensaal ihr mildes Licht spenden .

Und letzten Endes verliert die gebotene Musik selbst nichtminder die Patina der Jahrhunderte , wird zum unvergetzlichenErlebnis eigenster Art und bewirkt eine Verzauberung , von
der man sich zwar kaum Rechenschaft geben kann , die man
aber um so dankbarer genietzt , weil da plötzlich etwas Herzund Ohr bedrängt , das uns im lichterhellten modernen Kon -
zertraum , im ungebührlichen Prunkgewand des grotzen Or -
chesters fast abhanden gekommen scheint : Der Sinn für das
Spottisch -leichte. Tänzerisch - flüchtige , Göttlich - unbehelligte die-
ser problemlos - heiteren Kunst . Gleichgültig bleibt dabei ganz ,ob zu Anfang des (wieder unter der tätigen Mithilfe von Fritz
Zobeley aus bisher ungedruckten Beständen der gräflich Schön -born - Wiefentheidschen Musikbibliothek zusammengefügten ) Pro -
gramms noch italienische Meister des Barock, wie Alberti , Coetiund Piatti zu Wort kommen oder ob mit Hoffmeister , Koze-
liich und vor allem mit Haydn das deutsche Rokoko in seinerbehutsamen Grazie und lockeren Tändelei tönend wird , freilichauch ichon hart am Abgrund geht und diese sommernächtlichellnt « rhaltungs - und Spielmusik zuweilen beinahe in jenen Re -

Ans dem « eickstag
Reichscrnährungsmtnister Dr . Schiele

über die Rvggcnvorräte
In der Montagsitzung des Deutschen Reichstags leitete

Relchsttnährungsminister Dr. Schiele die Zweite Beratung
des Haushalts des Ernährungsministeriums mit eirter Rede
ein , in der er aus die Lage des Wellmarktes auf dem Gebiet
der Agrarproduktion einging . Inmitten zusammenbrechender
Märkte und gegenüber dem Ansturm des Produktionsüber -
schusses anderer Länder gebe es für die deutsche Landwirt -
schaft nur den Ruf : Alle Mann auf die Deiche ! Dem Schutz
der deutschen Landwirtschaft dienen verschiedene gesetzgebe-
rische Aktionen der Regierung . Der Vermahlungszwang für
deutschen Weizen habe sich bewährt , darum wird seine Ver -
längerung vorgeschlagen . Beim Roggen geht das Streben da -
hin , den Preis über das Niveau des Futtergetreides auf die
Höhe eines normalen Brotgetreidepreises zu heben . Im koin-
menden Wirtschaftsjahr würden die Roggenvorräte aus alter
Ernte infolge des günstigen Fortganges der Roggenverfütte -
rung und der Änderung des gesetzlichen Roggenverbrauches
nur noch etwa dem Normalumfang eines Monatsbedarfes
entsprechen . Bei einer guten Ernte von 8,5 Millionen Ton -
nen würde eine zusätzliche Unterbringung von etwa 1,5 Mil -
lionen Tonnen möglich werden . Hierfür sieht die Regierung
die Lösung der Weizenpolitik , die Lösung des Roggenverzehrs
durch das Brotgesetz und die Mehrversütterung von Roggen
durch Drosselung der Einfuhr ausländischer Futtermittel vor .

Der Minister kündigt weiter eine Propagandaaktion zur
Umstellung der Betriebe auf verminderten Roggenanbau an .
Im Zusammenhang mit der Verwertung der Hackfrüchte
teilte Minister Schiele dann mit , die Verordnung über den
Spritbeimischungszwang sei mit den Interessenten soweit be-
raten , datz sie noch vor der neuen Kampagne erlassen werden
könnte . In der Milchwirtschaft seien der Regierung die Hände
noch zollpolitisch gebunden , weshalb die Regelung der Milch -
Wirtschaftszölle .von der Regierung mit Nachdruck betrieben
würde Füi ; die Verwertung von Schmalz und Talg mühten
neue Wege gefunden werden , etwa nach Art des Bermah -
lungszwanges sür Weizen .

Der Minister schloh mit dem Versprechen , datz sich die Re -
gierung zur Übernahme der in die hunderte von Millionen
gehenden Bürgschaft und zur Bereitstellung grotzer Mittel trotz
der überaus schwierigen Lage der Reichsfinanzen deshalb
bereit gefunden habe , weil sie überzeugt sei , dah es ihr ge-
lingen werde , dem Osten und insbesondere der Landwirtschaft
die erforderliche Lebensgrundlage wiederzugeben .

Abg . Schmidt - Köpenick (© . ) betonte in der Aussprache , dah
nicht durch Zollerhöhungen , sondern nur durch Produktions -
regelung der landwirtschaftlichen Not gesteuert werden könne.

Der deutschnationale Abg . Hergt bezeichnete die Fürsorge
für den Osten als die dringlichste Aufgabe . Den Plan , zwi -
schen der Osthilfe und den Finanzreformplänen der Regierung
ein Junktim herzustellen , wies er als unmoralisches Unter -
sangen zurück.

Der Zentrumsabgeordnete Bornefeld - Ettmann war der An -
ficht , dah Hand in Hand mit der Reichshilfe die Selbsthilfe
der Landwirtschaft gehen müsse.

Der volksparteiliche Abg . Günther betonte , dah von der
Rentabilität der Landwirtschaft das Gedeihen der Gesamt -
Wirtschaft abhänge . Von einem christlich- nationalen Redner
wurde erklärt , datz die landwirtschaftliche Rentabilität nur
durch zoll- und wirtschaftspolitische Matznahmen wiederherge -
stellt werden könne , und datz Deutschland , solang es ke« ie
Zollautonomie besitze, keine Meistbegünstigung bei Abschlutz
von Handelsverträgen gewähren dürfe .

Ein Redner der Bayerischen Volkspartei verlangte stärke -
ren Zollschutz für Käse und andere Molkereiprodukte , sowie
Verbilligung des Realkredits der Landwirtschaft , während
ein kommunistischer Abgeordneter das Osthilfegesetz als Stüt -
zung des Großgrundbesitzes auf Kosten der Gesamtheit be-
zeichnete .

Hierauf wurde die Weiterberatung auf Dienstag vertagt ,
wo auch die Abstimmungen der letzten Woche nachgeholt wer -
den sollen .

Die Forderungen der Deutschen Volkspartei
Die Reichstagsfraktion der Deutschen Volkspartei hat sich

dahin ausgesprochen , sie werden das Notopfer ablehnen , es
sei denn , datz es organisch in den Rahmen eines Gesamtpro -
gramms eingefügt werde . Von der Behandlung ihrer For¬
derungen werde die Deutsche Volkspartei ihr gesamtes Ver -
halten gegenüber dem Reichskabinett abhängig machen , worin
auch , wie die „DAZ .

" betont , die Entsendung von Ministern
inbegriffen ist. Die „Voss . Ztg .

" spricht sogar von einem
Volksparteiultimatum und legt den volksparteilichen Frak -
tionsbeschluh dahin aus , dah , falls eine Einigung nicht zu -
standekommt , die Deutsche Volkspartei auch den Reichsautzen -
minister Dr. Curtius aus dem Kabinett zurückziehen würde .

gionen hinübermünden läht , wo das schwere Ringen der Klassik
um letzte Gültigkeit des Geistes und der Seele beginnt .

Daher gebührt der Bruchsaler Ortsgruppe des Landesvereins
„Badische Heimat " aufrichtiger Dank für ihre köstliche , nun
schon seit Fahren liebevoll geförderte Einrichtung ; Anerken -
nung verdient aber auch das aus Mitgliedern des badischen
Landestheaters gebildete Kammerorchester , das unter General¬
musikdirektor Joses Krips viel schöner , als es wohl je der alte
Bruchsaler Hoflakaienkapelle gelang , all die Werke zum Klin -
gen bringt . Eine Solovioline , eine Oboe oder Flöte , und so-
gar der einzige Kontrabah tönen seltsam weich und samtig
in der milden Nachtluft , und welch ergreifende Sprache ent -
strömte dem Schlotzflügel , wenn er in Hoffmeisters „Coneerto
pour le Claveein " zu sich und aus sich selbst heraus zu reden
beginnt . Unbestrittener Höhepunkt bleibt freilich wiederum
Ria Ginster (Frankfurt ) mit ihrem glockenreinen , für den
Traum dieser Stunde geradezu geborenen Sopran , der bald
in sützester Melancholie schmachtet, bald in toller Liebesselig -
leit hüpft . Man versteht ohne weiteres , warum der Saal , der
zweihundert andächtig Lauschende (darunter Innenminister
Wittemann ) beherbergt , ihr besonders begeistert zujubelt , denn
sie ist es vor allem , die das Unwahrscheinliche wahr macht und
mit ihrer grotzen Kunst — aus unbewölktem Himmel gleichsam
— in der Tat Glück und Wärme ausstrahlt . H . Sch .

Mannheim ehrt Furtwängler . Aulählich der an ein Aka-
demiekonzert sich anschliehenden Feier wurde die Ernennung
Dr . Wilhelm Furtwänglers , der Gastdirigent dieses Konzertes
war , zum Ehrenmitglied der Musikalischen Akademie des Na -
tionalorchesters bekannt gegeben .

Operettenkomponist Winterberg gestorben . Der bekannte
Operettenkomponist Robert Winterberg ist auf seinem Gut
in der Mark nach einem schweren Lungenleiden im Alter von
46 Jahren gestorben . Winterfeld stammte aus einer Wiener
Journalistenfamilie , war ein Schüler Gustav Mahlers ,
wandte sich jedoch bald von der ernsten Musik ab und der
Operette zu . Seine gröhten Erfolge waren „Anneliese von
Dessau "

, „Der Günstling der Zarin " und „Tie Blume der
Maintenon " .

Wird Dietrich Reichsstnanzminister ?
Am Montagabend hatte der Reichskanzler eins Unterre -

dung mit dem Reichswirtschaftsminister Dietrich . Die Bos,
stsche Zeitung " meldet dazu . Dietrichs Plan einer Finanz ,
sanierung weiche zum Teil von dem Moldenhauerschen ab .Während Dr. Moldenhauer das eigentliche Etatdefizit durch ein
vierprozentiges Notopfer aller Beamten und - Jestbesoldeten
decken wollte , was im wesentlichen auf eine Gehaltskürzung
hinausgelaufen wäre , halte Dietrich den von der preutzischen
Regierung im Reichsrat gemachten Vorschlag für günstiger ,das Notopfer lediglich in der Höhe von 2V, Proz . entsprechend
dem Beitrag der Arbeitnehmer und Arbeitgeber zur Arbeits -
losenversicherung zu erheben , und den Kreis der von diesem
Notopfer Betroffenen zu beschränken . Der Ausfall , der sich
aus dem abweichenden Vorschlag ergibt , soll zum Teil gedeckt
werden durch größere Streichungen im Etat . Es würde sich
um etwa 100 Millionen Reichsmark handeln . Erwogen wör -
den sei, ob nicht als Ausgleich für das sogenannte Notooser
der Beamten ein Zuschlag zu jenem Einkommen erhoben
werden könnte , das nicht aus Gehalt und Lohn fliehe .

Eine Rolle spielte in der Unterredung auch die Frage eines
Ermächtigungsgesetzes , das nicht generell gewährt , sondern
unter bestimmten Voraussetzungen bewilligt werden soll. Die
Regierung soll ermächtigt werden , innerhalb bestimmter Greil -
zen die Deckungsvorlagen auf dem Berordnungswege zu er -
lassen . Unter diesen Voraussetzungen wäre auch die Annahme
des Ermächtigungsgesetzes erleichtert , da es nicht einer ver -
sassungsändernden Zweidrittelmehrheit bedürfte .

Die „ Frankfurter Zeitung " meldet : Innerhalb der demo -
kratischen Fraktion bestehen nach wie vor die schwersten Be -
denken gegen die Übernahme der Moldenhauerschen Erbschaft
durch Dietrich ; man weih aber auch , dah der Kanzler das
Kabinett nicht als eine Koalitionsregierung betrachtet und
deshalb von Herrn Dietrich weder die Zustimmung seiner
Fraktion verlangen , noch sie für nötig halten würde , ebenso -
wenig wie Herr Dietrich in einem solchen Falle durch seine
Fraktion gebunden wäre . Sollte Herr Dietrich annehmen ,
dann könnten sich daraus u . U Konflikte zwischen ihm und
seiner Fraktion ergeben , je nachdem , wie das modifizierte
Finanzprogramm aussieht , über das er sich mit dem Kanzler
einigen wird .

Reuwahlen in Prentzen ?
Der preuhische Ministerpräsident hat der „Vossischen Ztg . "

zufolge den Vorsitzenden des Staatsrates , den Kölner Ober -
bürgermeister Adenauer , ersucht , am Mittwoch in Berlin an »
wesend zu sein . Das Blatt erinnert in diesem Zusammen -
hang daran , dah am Mittwoch der Preuhische Landtag die
Schlutzabstimmungen über den Etat wiederholen wird , dessen
Verabschiedung die Opposition vor Pfingsten durch Fernblei -
ben bei der Abstimmung unmöglich machte. Sollte die Zahl
der Abgeordneten der Regierungskoalition , die sämtlich er -
sucht worden sind , am Mittwoch vollzählig zu erscheinen , nicht
ausreichen , um die Beschlutzfähigkeit zu sichern , falls die Op -
Position ihre Obstruktion fortsetzt , so datz die Schlutzabstim -
mung wiederum ergebnislos bliebe , dann würde , so meint die
„Vossische Zeitung "

, der Landtag sofort aufgelöst werden . Da
dieser u . a . auf Beschlutz eines aus dem Ministerpräsidenten
und den Präsidenten von Landtag und Staatsrat bestehenden
Ausschuh aufgelöst werden kann , sieht das Blatt in der Ein -
ladung an Dr. Adenauer eine drohende Geste des preutzischen
Regierungschefs , deren Wirkung er sicher zu sein glaubt .

Die Lohn - uud Preissenknngsattion
der Reichspost

Die Deutsche Reichspost will im Rahmen der Notgesetze
demnächst umfangreiche Bestellungen über das etatmähig vor -
gesehene Programm hinaus an die in Frage kommenden In -
dustriezweige erteilen . Laut „Berliner Börsenkurier " sind
die Verhandlungen inzwischen soweit gediehen , datz sich der
Verwaltungsrat der Reichspost bereits in einer Sitzung am
kommenden Freitag mit der Angelegenheit beschäftigen wird .

Von besonderem Interesse ist die Tatsache , dah der Reichs -
postminister für die Auftragserteilung gewisse Bedingungen
an die Lieserindustrien (Telephon - , Telegraphen -, Kabel - .
Waggon - , Kraftfahrzeug - und Bauindustrie ) gestellt hat . Im
Rahmen der Lohn - und Preissenkungsaktion sollen sich die
Lieferfirmen einmal dazu bereit erklären , einen Preisnachlatz
im Ausmahe von durchschnittlich 10 Proz . vorzunehmen . Fer¬
ner sollen sie sich verpflichten , auf Grund der Sonderbestellun ?
gen Arbeiter einzustellen , denn es sei in erster Linie Sin l̂
und Zweck des Notprogramms , die Arbeitslosigkeit zu mildern .

Einschneidende« Wechsel
im elsössischen Schulwesen

Der Direktor des Volksschulwesens im Unterelsah , Hourticg ,
ist, wie aus Straßburg gemeldet wird , zum Generalinspektor
der französischen Volksschulen ernannt und nach Paris versetzt
worden . Hourtieg war der Organisator der französischen
Volksschule in Elsaß -Lothringen nach dem Kriege , der Schöpfer
des Unterrichtswesens , das seither soviel « Kritiken der Hei -
matbewegung hervorgerufen und durch seine Gefährdung der
Volkssprache und Volksart am meisten zum Erwachen der
Heimatbewegung beigetragen hat .

Er war hinter den Kulissen einslutzreich genug , um sogar
seinerzeit Poincarös Versprechen auf stärkere Berücksichtigung
des Deutschen im Volksschulunterricht nachträglich zu sabotie »
ren . indem er es auf das lächerliche Matz zurückführte , daß
der Beginn des deutfchen Sprachunterrichts um ein halbe »
Jahr früher verlegt und ihm für diese ganze Zeit drei Wochen-
stunden zugebilligt wurden . Es verlautet , dah sein Posten ,n
der Schulverwaltung durch einen Elsässer besetzt werden soll.

Abgewiesene Anklage gegen Braun . Die preuhische Land »
tagsfraktion der Wirtschaftspartei beantragt , gegen den preu -
hischen Ministerpräsidenten Braun wegen seiner kürzlich am
Staatsgerichtshof geübten Kritik die Ministeranklage zu er -
heben . In der Begründung war ausgeführt , dah eine solche
Kritik geeignet sei, das Vertrauen in die Rechtspflege und da»
mit die Staatsautorität zu gefährden . Der Antrag ist aber
vom Büro des Landtags wegen nicht genügender Unterstützung
zurückgewiesen worden .

Der Mindener Spionagefall . Von zuständiger Berliner
Stelle wird die Verhaftung des Obermusikmelsters Adam und
seiner Frau in Minden bestätigt . Nähere Angaben können
nicht gemacht werden , weil sie nach § 11 des Gesetzes über den
Verrat militärischer Geheimnisse einen Eingriss in ein Ver »

fahren darstellen würden . Es soll sich um eine Spionage ,
angelegenhcit von größtem Ausmaß handeln . Im Reichs »
Ministerium hält man den Spionagesall für auherordentlich
ernst
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ZSeginn der Verkebrsvvissenscdattlicden
Mocke in Hiarlsrude

Die anläßlich der 40-Jahr - Feier des Bundes Deutscher
Ncichsbahninspettoren und Amtmänner ^Bezirk Baden ) mit
Unterstützung der Verwaltnngsakademie Baden und der
Reichsbahndireltion Karlsruhe veranstaltete Berkehrswissen-
schaftliche Woche wurde am Montagvormittag im Beisein von
Vertretern der badischen Regierung , staatlicher und städtischer
Behörden, der Vertreter von Handel und Gewerbe und ver-
schiedener Berufsvertretungen im vollbesetzten Hörsaal 16 des
Aulabaues der Technischen Hochschule in Karlsruhe durch den
Präfidenten der Reichsbahndirektion Karlsruhe , Freiherrn
»on Eltz-Rübenach, eröffnet. In seinen Ausführungen kam
der Präsident aus die wirtschaftliche Krise zu sprechen und
führte dabei u . a . aus , mit der jetzigen Politik, die einen Aus-
weg aus allen Schwierigkeiten suche , könne Deutschland nun
vnd nimmer geholfen werden. Wenn man beobachte , wie
nach einem Ausweg nach allen Schwierigkeiten gesucht würde,
so müsse man feststellen , daß die Clique, Gruppe oder Partei
ihre eigenen Interessen höher stelle als die der Allgemeinheit.
Den gesteigerten Anforderungen der Berufstätigkeit könne
nicht durch Erhöhung der Personenzahl , sondern nur durch
Erhöhung des Leistungswertes der einzelnen Person Rech-
nung getragen werden. Die Reichsbahnverwaltung suche die-
ses Ziel durch ein umfassendes Ausdildungswesen zu er-
reichen . Das Personal habe darüber hinaus ein freiwilliges
Bildütigswesen aufgebaut , das sich in erfreulicher Entwicklung
befände.

Der Obmann der Verkehrswissenschaftlichen Woche, Reichs -
bahnoberinspektor Zimmer , betonte, daß der Bund der -In »
fpektoren nicht zusammengekommen sei, um zu feiern , son-
dern um seinen Mitgliedern Gelegenheit zu geben , sich weiter
zu bilden.

Hierauf sprach Reichsbahndirektor Dr. Spieß bei der Haupt»
Verwaltung der Reichsbahn in Berlin über die Deutsche
Reichsbahn im Wettbewerb mit* anderen Verkehrsmitteln ,
mit den Kraftwagen und mit der Binnenschiffahrt . Durch
eine Zusammenarbeit zwischen Eisenbahn und Kraftwagen ,
so erklärte der Referent , könne in Deutschland nur sehr wenig
erreicht werden, denn Zusammenarbeit habe nur Zweck , wenn
man dadurch neuen Verkehr schaffe. Wenn der bisherige
Eisenbahnverkehr einfach auf das Auto verdrückt würde, so
bedeute dies keinen Gewinn . Die Reichsregierung sei in die»
ser Angelegenheit in einer der Reichsbahn weit entgegen-
kommenden Weise mit dem Plan einer Ausgleichsabgabe vor-
gegangen. Ferner sei zu hoffen, daß auch auf dem Gebiete
des Kanalbaues sich die auf allen anderen Gebieten bereits
durchgedrungene Verständigung zwischen Reich und Reichs -
bahn durchsetzen werde. In der Frage der Umschlagstarife
sei die Reichsbahn seit 1924 den Hafenplätzen entgegengekom-
men, sei aber leider bisher auf äußerst wenig Verständnis
gestoßen .

Geh . Regierungsrat Sommerlatte , Reichsbahndirektor bei
der Hauptverwaltung der Reichsbahn in Berlin , verbreitete
sich danach über die Rationalisierung im Güterverkehrsdienst
unter besonderer Berücksichtigung der Mechanisierung, die
eine Erhöhung der Arbeitsleistung , Verminderung der Ar-
beitsvorgänge unter möglichster Schonung der Arbeitskräfte
bringen soll. Der Redner betonte, daß die Reichsbahn in
ihren Betrieben alle modernen Arbeitsmaschinen benütze ,
wenn sie auch durch ihre schlechte Finanzlage an einer schnei-
Jen Anschaffung gehemmt werde. Zur Begründung gab der
Redner Einzelheiten aus dem mechanisierten Betrieb bekannt.
— Mit diesen Vorträgen schloß das Programm des ersten
Tages .

Gegenseitige Anerkennung der Reifezeugnisse
Der nichtstaatlichen Lenderschen Lehranstalt in Dasbach,

Amt Bühl , und der privaten Schloßschule in Salem , Amt
Uberlingen, wurde auf Grund der Vereinbarung der Länder
über die gegenseitigen Anerkennungen der Reifezeugnisse der
Höheren Schulen das Recht zur Abhaltung der Reifeprüfung
mit der Wirkung der gegenseitigen Anerkennung verliehen.

Die christlichen Metallarbeiter zum Ratopfer
Eine stark besuchte Vertreterkonferenz des Christlichen Me-

tallarbeiterverbandes Deutschlands in Karlsruhe nahm Stel -
lung zur gegenwärtigen Lage . Einstimmig wurde eine Eni -
schließüng angenommen, in der u . a . erneut und nachdrück-
lichst die Forderung nach einem allgemeinen Notopfer erho-
ben wird. Die Darstellung , als ob es sich beim Notopfer um
»ine „Sonderbelastung " der Festbesoldeten handele, entspreche
nicht den Tatsachen. In Wirklichkeit handele es sich um die
Heranziehung bevorzugter, von eigener und allgemeiner So -
zialpflicht befreiter Kreise zu den selbstverständlichen Ver.
pslichtungen der Voltsgesamtheit . In diesem Zusammenhang
bedauere die Konferenz außerordentlich Gesinnung und In -
halt der Ausführungen , die Reichsfinanzminister a , D . l )r.
Köhler in der Presse zum Notopfer machte . Die Vertreter -
Versammlung begrüße das Gesamtprogramm , welches die Re-
gierung Brüning zur Milderung der Lage machte und er-
warte von der Reichsregierung, daß sie auf ihrem Programm
bebarre.

Der Verband badifcher Haus - und Gruud -
befitzervereine

hielt in Heidelberg seine 28. Landestagung ab. In der Stadt -
halle folgte am Sonntag früh vor der offiziellen Tagung eine
geschlossene Mitgliederversammlung , in der die Wahlen zum
engeren Borstand die alt»» Vorstandsmitglieder erneut be-
ftätigt sahen. Dt Worbelauer (Frankfurt a . M . ) hielt ein
bedeutungsvolles Referat . Er zeichnete in schärfen Umrissen
den harten Existenzkampf des deutschen Haus - und Grund -
besitzes, betonte insbesondere die ungeheuerlichen steuerlichen
Belastungen in Reich, Land und Gemeinden. Das Zins -
Problem sei das Kernproblem der heutigen Wirtschaft. An
den städtischen Regiebauten übte er scharfe Kritik und for-
derte für den Althausbesitz die Möglichkeit einer gewissenRentabilität , an Hand deren der Hausbesitz die notwendigen
Renovierungs - und Modernisierungsarbeiten vornehmen
könne . Gleichzeitig forderte er die Bereitstellung billigerKredite, ferner mit allem Nachdruck die Senkung der Miet -' zinssteuer in der Höhe , die bisher für öffentliche Bauzwecke
Verwendung fanden . Nach wissenschaftlichen Untersuchungen
rentiere ein Haus nur noch im Durchschnitt mit 0,9 Prozent
Zins . In seinen Schlußausführungen forderte er , daß der
Unternehmerstandpunkt wieder zu seinem Recht komme und
daß die freie Wirtschaft baldmöglichst wieder einzuführen sei.

Der Vizepräsident, Architekt Willet, hielt alsdann ein Re»
fetal , in dem er zum Entwurf des neuen Gebiiudeversiche -
rungsgesetzes Stellung nahm . Das bisher bestehende Gesetz
habe ein Alter von 70 Jahren und sei überaltert . Seine Aus-
führungen gipfelten in der Forderung der Selbstverwaltung
unter Beteiligung aller Kreise, die an ihr interessiert sind .
Die offizielle Landestagung konnte sodann vom Präsidenten
von Au mit besten Wünschen für eine bessere Zukunft ge-
schloffen werden.

Verband dsd !s6 ?er Gemeinden
Der Porstand des Verbandes badischer Gemeinden hieltin Gernsbach eine Sitzung ab, in der u . a . folgende Beschlüsse

gesagt wurden :
1 . Änderung des Ttraßengrsrtzes . Der Vorstand be-dauert außerordentlich, daß der Bad. Landtag es zunächst ab-

gelehnt hat , die Land- und Kreisstraßenkostenanteile der Ge»
meinden nach Maßgabe des Nutzens und der Leistungsfähig-
keit an Stelle der Länge eines Gemeindeverbindungswegsauf die Gemeinden umzulegen, obwohl nur so der unerträg -
lich hohen Belastung der leistungsschwachen Gemeinden mit
Straßenkosten etwas abgeholfen werden kann. Er beschließt ,
demnächst erneut vorstellig zu werden und dabei zu beantra -
gen , daß sämtliche Durchgangsstrahen vom Staat aus den
Erträgnissen der Kraftfahrzeugstcuer zu unterbalten sind .Sollte diese Regelung indessen einstweilen noch nicht möglich
sein , so müssen wenigstens bis dahin die Kosten nach Per -
hältnis der Inanspruchnahme und des Nutzens , d . h. nach der
Einwohnerzahl und der Steuerkraft umgelegt werden.

2. Kennzeichnung der Hauptverkehrsstraßen durch Ortsbe -
fchilderung . Die Kosten für die Anbringung von Ortstafeln
durch die Wasser - und Straßenbauämter ohne Mitwirkungder Gemeinden müssen nach Auffassung des Vorstandes von
der Staatskasse und nicht von den Gemeinden getragen wer-
den , da es sich nicht um eine ortspolizeiliche Angelegenheit
handelt. Eine Umlegung der Kosten als Straßenunterhal -
tungsauswand nach Maßgabe des Straßengesetzes könnte noch
hingenommen werden.

3. Beschädigung durch Lastkraftwagen. Bei der Regierung
ist zu beantragen , daß die Fahrtgeschwindigkeitvon Lastkraft-
wagen innerhalb geschlossener Ortschaften auf höchstens
1» Kilometer in der Stunde festgesetzt wird, da sonst die jetzt
schon zu beobachtenden schweren Beschädigungen an Gebäu-
den einen ausgedehnten Umfang annehmen und auch andere
Nachteile eintreten , welche die betroffenen Eigentümer außer -
gewöhnlich stark belasten .

4. Änderung der Gemeindeverwaltungsgebührenordnung .Der Vorstand hält eine Änderung der Gemeindeverwaltungs -
gebührenordnung für erforderlich und beschließt , der Regie-
rung Vorschläge hierfür zu machen .

6 . Hochwasserschaden. Der Verbandsvorstand beschließt , bei
der Regierung dahin vorstellig zu werden, daß Schutzmaßnah-
men gegen Hochwasser getroffen werden, ähnlich wie es die
Pfalz durch Anlegung eines Hochwasserdammes macht , oder
daß die Schäden durch Gewährung von Beihilfen zur Erstel-
lung von Pumpwerken abgewendet werden.

6 . Änderung des bad. Steuerverteilungsgesetzes. Der Vor-
stand bedauert sehr , daß der so dringend notwendige Lasten-
ausgleich unter den Städten und Gemeinden anläßlich der
Änderung des bad . Steuerverteilungsgesetzes nicht geschaffenwurde. Die jetzt schon sehr großen finanziellen Schwierig-
keiten der kleineren Gemeinden, die in ihren Haushalten ohne-
hin stark eingeschränkt sind, verschärfen sich dadurch von Tag
zu Tag mehr. Der Antrag ist demnächst zu wiederholen.

7 . Änderung des Sparkassengesetzes . Der Vorstand versaßt
die Anträge zum ersten Referentenentwurf des bad . Spar -
kassengesetzes. Es handelt sich dabei in der Hauptsache um
die Festsetzung der Soll - und Habenzinsen, um die Liquidi-
tätsreserve , um den Schutz der kleineren Sparkassen und um
die Bildung von Bezirkssparkassen .

8. Änderung des Gemeindewahlrechts. Der Vorstand hält
trotz gewisser Bedenken die freie Listenwahl in Gemeinden
bis zu 2000 Einwohnern für erforderlich und beantragt bei
der Regierung , sie probenweise einzuführen oder doch die Vor-
aussetzungen dazu zu schaffen.

9. Unfallversicherung der freiwilligen Feuerwehren . Bei der
Staatsregierung ist die Bewilligung von zusätzlichen Leistun-
gen zu den nach der RVO. zu gewährenden unzulänglichen
gesetzlichen Renten an Unfallverletzte Feuerwehrleute zu be-
antragen . Bis dahin wird den Gemeinden und den freiwilli-
gen Feuerwehren empfohlen , zusätzliche Privatversicherungen
nicht abzuschließen .

10. Belastung der Gemeinden durch die Arbeitslosenfiirforge .
Die Belastung der kleineren und mittleren Gemeinden mit
Fürsorgeaufwendungen für die Wohlfahrtspflege nimmt einen
unerträglichen und beängstigenden Umfang an , da zwei
Drittel aller badischen Industriearbeiter in diesen Land-
gemeinden wohnen . Bei der Regierung ist daher zu beantra -
gen , daß die Last der Dauerarbeitslosigkeit den Gemeinden
abgenommen und auf breitere Schultern verteilt wird, oder
daß noch bester durch Schaffung zusätzlicher Arbeitsmöglich-
keiten dafür gesorgt wird, die Unterstützungsgelder produktiv
zu verwenden. Außerdem sollen raschestens Staatsmittel zur
Entlastung bedürftiger Gemeinden bereitgestellt werden.

11 . Tätigkeit der Schlichtungsausschüffe für Gemeinde- und
Körperschaftsbeamte. Der Regierung sollen Verbessernngsvor-
schlüge auf dem Gebiete des Schlichtungswesens gemacht wer-
den .

12. Beteiligung der Gemeinden an der Gesetzgebung . Mit
den Städteverbänden ist wegen Sicherung und Erweiterung
des Anhörungsrechts der Gemeinden (§ 20 der bad . Verfas¬
sung) in Verbindung zu treten.

Reichsvereinigung öffentl. Pensionsanstalten
Wie die öffentlichen Kreditanstalten und Lebensversiche -

rungen sich schon länger zu Verbänden zusammengeschlossen
haben, so sind auch die deutschen Pensionsanstalten im vori-
gen Jahre erstmalig in der Landespensionsanstalt Sächsischer
Gemeinden in Dresden zur gemeinsamen Wahrnehmung
ihrer Belange zusammengetreten. Die zweite Tagung fand
dieses Jahr in der bayerischen Versicherungskammer in
München statt. Besonders wichtig waren die Verhandlungenüber die Finanzierungsfrage und über ein Gegenseitigkeits-
abkommen , durch das die Freizügigkeit der Kommunalbeam -
ten über alle Landesgrenzen dadurch gewährleistet wird, daß
beim Wechseln der Stelle ihre erdienten Pensionsanwart -
schasten von einer Pensionsanstalt zur andern nachzahlungs-
frei überschrieben werden sollen ; diese Vereinbarung bestand
bisher bereits zwischen den preußischen Provinzialinstituten .
Von einer bevorstehenden Reichsverordnung wird erwartet ,
daß sie in Ausführung von § 18 Absatz 7 des Angestellten,
versiehevungsgesetzes gemäß der in Dresden beschlossenen
gemeinsamen Eingabe im Falle der Aufrechterhaltung der
Anwartschaften bei einer Landespensionsanstalt von Bei-
tragsnachzahlungen zur Reichsversicherungsanstalt sür An-
gestellte befreit . Eine zahlenmäßige Ubersicht über alle deut»
schen Landespensionsanstalten und ihre Entwicklung wird
durch Fragebogen für die nächste Zusammenkunft vordere, -
tet , die in Berlin beim Verband der preußischen Provinzenin Aussicht genommen ist . Zuschriften an die Arbeitsgemein -
schaft öffentlicher Pensionsanftalten sind nach Dresden A1 ,Wiener Straße 28, zu richten .

Tagungen
Ter 13. Berbandstag des Badilchen Schuhmachermeisterver»

bandes fand in Kehl statt. Der Anschluß an den Reichsver-
band ab 1 . Juli wurde mit allen gegen vier Stimmen ange-
nommen Die Beitragsfrage fand eine befriedigende Rege»
lung . Der nächste Verbandstag findet in Mosbach statt.

Badisch-vsKlzischerZimmermeister-verbandstaa
In großer Zahl waren die Delegierten und Gäste zum

diesjährigen Vcrbandstag nach Speyer gekommen . Die ganze
Tagung stand im Zeichen der Werbung für das einheimische
Holz . Am Samstag war zunächst die Generalversammlungder Ein - und Verkaufsgenössenfchaftender badisch-pfälzischen
Zimmermeister, danach die Vorstandssitzung des Verbandes.
Anschließend tagte die Generalversammlung des Verbandes.
— Die tiefste Kurvenlinie in der Konjunkturbewegung ist
überwunden . Auch im Zimmergewerbe geht es wieder auf»
wärts . Man sieht dem Spätjahr hoffnungsvoll entgegen.
Forstrat Eisenholb (Villingen) , der Geschäftsführer des Badi.
schen Waldbesitzerverbandes, referierte über die Bedeutungder deutschen Waldwirtschaft in volkswirtschaftlicher Bezie -
hung . Der Vortragende erwähnte die Nebennutzung des Wal»
des (Jagd , Rinde , Streu usw . ) , die jährlich 200—225 Millio-
nen Reichsmark ausmachten, so daß der Wert der gesamten
Urproduktion des deutschen Waldes fast ein « Milliarde Reichs ,
mark jährlich beträgt . Der Referent wies die Volkswirtschaft-
lichen Schäden ' der starken Holzeinfuhr nach , die 1928 gegenyK Milliarden Reichsmark beträgt ! Die Waldrenten sinken ,
die Holzpreise sind 30—35 Proz . zurückgegangen ! Noch trüb -
seliger steht es um den Reinertrag , der anfangs 1928 noch
40 Proz . der Roheinnahmen betrug , heute höchstens big 10
Proz . Und trotzdem werden zur Deckung der Mindereinnah»
men der Gemeinden mehr Hiebe als je vorgenommen . DaS
bedeutet wirtschaftlichen Raubbau und schließlich den Ruin
des Waldes . — Landtagsabgeordneter Fischer -Konstanz sprachdann noch über die Verwendung des Holzes im neuzeitlichenBauen .

Aus der Nandesbauptstsdt
Zum Welttreffen der Badener

Soeben versendet die Geschäftsstelle des „Badener Heimat»
tages " an zahlreiche Ehrengäste und an die Presse des Lande»
und des Reiches die Einladungen zum Welttreffen der Bade»
ner zusammen mit dem zweiten und endgültigen Programm -
nnd Auskunftsbuch, in welchem sämtliche Darbietungen in
Karlsruhe und im badischen Lande ausführlich enthalten sind.
Bekanntlich umfaßt das reichhaltige Programm in der badischen
Landeshauptstadt selbst die vier Tage vom 11 . bis 14 . Jttli ,von denen jedoch Samstag , der 12. und Sonntag , der 13. Juli
die bemerkenswertesten Höhepunkte der Veranstaltungen auf-
weisen.

Um den Besuch dieser beiden Tage zu erleichtern , werden
ermäßigte Teilnehmerkarten (Farbe gelb ) zum Preise von
3 Ml ausgegeben , und für diese verhältnismäßig geringe
Summe können die hochwertigen Darbietungen , die Vorträge
im Rahmen des „Kongresses führender Badener in Wissen -
schaft , Kunst und Wirtschaft" , „Das badische Gesicht" , die
feierliche Eröffnung der Ausstellungen in der städtischen Aus»
stellungshalle , die Volkskundgebung für „Das Deutschtum im
Ausland und in unseren verlorenen Kolonien" und vor allen
Dingen der große badische Heimatabend besucht werden , ferner
am Sonntag das historische Konzert des Badischen Kammer-
chors „Musik in Konstanz um das Jahr 1500"

, die Kundge-
bungen sür das Heimat - und Volkslied , die Kundgebung für
den deutschen Wald mit der Gedenkfeier sür die Saar und die
befreite Pfalz , die Besichtigung des Festzuges der badischen
Bürgerwehren und Milizen , schließlich das Sommerkostümfest
im Stadtgarten am Sonntagnachmiltag und das Sommer -
nachtfest daselbst sowie die literarische Abendfeier im Konzert-
saal der Badischen Hochschule für Musik .

Die Fülle der Veranstaltungen , die auch alle qualitativ ho-
hes Niveau besitzen , werden ohne Zweifel jedem Besucher et»
was Wertvolles bieten, so daß die Teilnahme am „Badener
Heimattag " zum allermindesten am Samstag und am Sonn »
tag nicht nur zu empfehlen, sondern in Anbetracht des hei-
matkulturellen Charakters des Festes eine Ehrenpflicht für
alle Badener ist . Die Festtage werden am Montag, den 14.
Juli , mit einem großen Schlußkonzert mit der Aufführung
von Werken badischer Meister eindrucksvoll beendet .

Das Programm - und Auskunstsbuch des „Badener Heimat-
tages " ist bereits jetzt von der Geschäftsstelle in Karlsruhe ,
Karl - Friedrich -Straße 10, zu beziehen , und gibt auch Aufschluß
über die Sonderzüge zum Heimattage und die Ausflüge ins
Badener Land , den Schwarzwald, die Pfalz und das Saar -
land .

Karlsruhe als Ausstellungsstadt Zu den großen , bereits
bekanntgegebenen Ausstellungen, die in den nächsten Monaten
sowohl in der städtischen Ausstellungshalle, wie auch im ba -
dischen Landesgewerbeamt stattfinden,̂ kommt neuerdings die
Anmeldung einer Ausstellung für „Sanitätskolonnenwesen" ,
die in Verbindung der Reichstagung des Verbandes der deut-
schen Sanitätskolonnen in der LandeSgewerbehalle gezeigt
wird , und zwar in der Zeit vom 18 . bis 20 .Juli .

Liedertag des Deutsch «» Sängerbundes . Am Sonntag , dem
29 . Juni , in den Stunden von 11 bis 14 Uhr werden in allen
Städten und Dörfern des deutschen Vaterlandes auf den
freien Plätzen oder auf den Straßen die schönsten Volkslieder
ertönen . Die Männergesangvereine des ganzen deutschen
Sängerbundes sind zu einem klangvollen Liedertag aufgeru -
fen . Jeder Verein soll in seinem Heimatort an diesem Tag
im Freien einige Lieder singen . Kein einziger der 15 000
Vereine des Deutschen Sängerbundes darf sich der Mitwir -
kung entziehen .

Karl Laufkötter , der beliebte Tenorbuffo des Landesthea-
ters , der uns mit Ende dieser Spielzeit verläßt, um sein
Engagement an der Berliner Staatsoper anzutreten , ver -
abschiedet sich vom Karlsruher Publikum in der Overctte
„Der fidele Bauer " am Dienstag , dem 1. Juli .

Wettrrnachrichtendienst d «r Badischen Landeswetterwartr,
Karlsruhe . Der Durchzug der zweiten Randwelle des Eng-
landtiefs brachte gestern im ganzen Lande verbreitete Gewit»
ter . die besonders auf der Baar (Hagelfälle und starke Regen)
und im Bauland (Wertheim 42 Millimeter Niederschläge )
sehr schwer waren . Heute morgen ist die seit Tagen be-
stehende Großwetterlage unverändert . Eine neue Tiefdruck -
rinn « liegt über Frankreich. Ihr Durchzug steht uns bevor ,
er wird verbreitete , zum Teil heftige Gewitter und stärkere
Abkühlung bringen , da im Rücken der Tiefdruckrinne sehr
kalte Luftmassen anstehen. Wetteraussichtcn für Mittwoch :
Zum Teil heftig« Gewitter mit nachfolgender starker Abküh-
lung.

Teitscvrlttenscvüu
Elegante W «lt . Die alljährlich mit besonderem Interesse

begrüßte Große Badenummer der Eleganten W«lt wurde
soeben ausgegeben (Verlag Dr. Selle-Eysler AG „ Berlin
SW 68 ) Eine ungeahnte Fülle der Erscheinungen strahlt
dem Betrachter entgigen und läßt ihn sich an vielfaltiger
Schönheit berauschen. Die hervorragende Ausstattung wird
auch den verwöhntesten Geschmack zu lebhafter Begeisterung
bewegen. Die reichillustrierten Beiträge : Der Badeanzug
up to date , der Bademantel von 1930, Variationen des Capes
dienen zur Information über die maßgebenden Modeerschei -
nungen dieses Sommers . Der liebenswürdigen Einladung :

Besuch mich mal in Hollywood
" solgt man mit besonderer

Freude und trennt sich nur schwer von den herrlichen Bil-
dern aus dieser Märchenstätte.



Gemeinderundsckau
Ergebnislose « ürgermetsterwahl . In « tttlt « ,e „ (Ä . Müll¬

heim ) erhielten bei der Bürgermeisterwahl der bisherige Bür -
germeister Johann Friedrich Länger und sein Gegenkandidat ,
der Hirschenwirt , Wetzet, je 6? Stimmen , so daß ein zweiter
Wahlgang erforderlich ist.

AuS dem Gemeinderat Schwetzingen . Die Stundenlöhne
für die im Dienste der Stadt beschäftigten Wohlfahrtserwerbs -
losen werden in Abänderung des Beschlusses vom LI. Mai 1930,
Nr . 169, festgesetzt auf 70 <% ? bei Vorhandensein bis zu zwei
Ki, ^»ern , 75 ärf bis zu 4 Kindern . 30 Jfä bei über 4 Kindern
unter Übernahme der Beiträge zur sozialen Versicherung in
vollem Umfange .

Der Bürgerausschuß Schwetzingen hat die Tinführung der
Biersteuer im Betrage von 7 Proz . deS HerstellerpreiseS ab
1 . Juli 1930 beschlossen. Der Ertrag der Steuer wird auf
jährlich 32- 35 000 M geschätzt.

Der Voranschlag von Wiesloch ist für da» Rechnungsjahr
1930/31 mit 487 535 M . Einnahmen und 700 886 M Aus¬
gaben festgestellt . Die Sätze betragen 128 von je 100 Ml
neuem Steuerwert de » Grundvermögen » , 51 für das
Betriebsvermögen und 771 fyf für den Gewerbeertrag . In
der gleichen Sitzung werden nodi folgende Vorlagen behan¬
delt : Veräußerung eines Grundstücks im Gewann Obere
Hessel, Erwerbung uend Veräußerung von Grundstücken zur
Regulierung der Steinbergstraße und die Verbescheidnng der
Stadtrechnung mit Rebenrechnungen für die Rechnungsjahre
1924, 1925 und 1926.

Abgelehnter Boranschlag . In Altlußheim (Amt Bruchsal )
wurde der Gemeindevoranschlag 1930/31 nach lebhafter Dis¬
kussion abgelehnt . Der Voranschlag geht an das Bezirksamt
zurück.

In Gengenbach hat der Büryerausschuß an Stelle des aus -
geschiedenen Gemeinderats Fritsch den Gsmeindeverordneten
Paul Vollmer zum Gemeinderat gewählt . Dann wurde mit
25 gegen 7 Stimmen die Anschaffung einer Kleinmotorspritze
genehmigt . Bei Punkt 3 : „Mündliche Mitteilung über Nicht-
Ausführung des Beschlusses betreffend Aus - und Ankleide -
räume an der Kinzig " gab Bürgermeister Mack bekannt , daß
infolge der vielen eingegangenen Protestschreiben und Stel -
lung der Kirchenbehörde die Ausführung unterblieben ist.

Um die Elztalbahn . Die Handelskammer Freiburg i. Br ,
ist erneut im Benehmen mit ^ dem Oberbürgermeister der
Stadt Freiburg und mit dem Stadtschultheißenamt Schräm -
berg wegen der Festlegung von Mitteln für den Ausbau der
Elztalbahn im Westhilfeprogramm beim Neichsrat , den zu -
ständigen Ausschußmitgliedern und den in Frage kommen -
den Reichstagsabgeordneten vorstellig geworden . Es wurde
beantragt , nachträglich trotz der bisherigen Ablehnung die
Elztalbahn entweder in das Westhilfeprogramm jetzt schon
aufzunehmen oder später wenigstens den Ausbau der Bahn
im Westhilfeprogramm programmatisch festzulegen .

Der Bürgerausschuß von Bad Dürrheim hat den Voran -
schlag für 1930/31 mit allen gegen 4 Stimmen der äußersten
Linken genehmigt . Die Umlage beträgt , wie im Vorjahre ,
vom Grundvermögen 80, Betriebsvermögen 28. Gewerbeertrag400 Reichspfennig . Von besonderem Interesse war die Mit -
teilung des Vorsitzenden , Bürgermeister Waninger , daß der
Umsatz der seit drei Jahren kommunalen Kurverwaltung sich
in dieser Zeit um 96 Prozent gesteigert , also nahezu verdop -
pelt habe , ein erfreuliches Zeichen für die Entwicklung der
Bädergemeinde .

Di« Autostraße MKMttt . $tt feiner letzten
Sitzung genehmigte die Kreisversammlung des Kreise » Baden
(we Mittel für die Ausführung de» Straßenbaues Hundseck—
Unterstmatt mit einem Kostenaufwand von 190 000 M . Die
Genehmigung wurde unter der Boraussetzung der Kostenbetet ,
ligung aller Beteiligten zugestimmt .

« uSbau de» Areiburger Straßenbahnnetze » . Der Bürger -
auSschuß Freiburg ist auf l . Juli zu einer Sitzung eingeladen .Die wichtigste Borlage ist die Schaffung einer Verkehrsver -
bindung nach dem Industriegebiet . Mit einem Aufwand von190 000 Reichsmark soll von der Zähringerstraße bei der Tulla -
straße , durch diese und die Engesserstraße eine rund 670 Meter
lange Anschlußstrecke der Straßenbahn abgezweigt werden .Man rechnet mit einer guten Frequenz der Strecke , da im
Industriegebiet rund 2000 Personen beschäftigt sind .

In der Bürgerausschußsitzung von Schouach wurde der Vor -
anschlag der neuen Gemeindekurverwaltung mit 27 gegen24 Stimmen abgelehnt , weil die Zentrumspartei dagegen
stimmte , die, wie die „Freiburger Zeitung " berichtet , in dem
als Familienbad betriebenen Schonacher Bad einen ihrer Auf -
fassung zuwiderlaufenden Zustand erblickte und gegen den
Voranschlag stimmte .

Der Bürgerausschuß Staufen im Breisga « genehmigte den
Voranschlag für das Rechnungsjahr 1930, der an Einnahmen
ohne Umlage 220 760 iRrf und an Ausgaben 264 260 Ml vor-
siht . Der durch Umlage zu deckende Fehlbetrag Veläuft sich auf43 500 Ml , zu dessen Ausgleichung dieselbe Umlage wie im
Borjahre , nämlich 31 Mrf vom Grundvermögen , 32 Sty vom
Betriebsvermögen und 405 tzom Gewerbeertrag erforder¬
lich ist . In einer weiteren Borlage wurde die Erweiterungder Wasserleitung genehmigt durch Ankauf einer weiteren
Quelle in Obermünstertal und Vergrößerung de? Wasserhoch,
behälters , mit einem Kostenaufwand von 23 000 JtW

Der Bürgerausschuß Waldshut begann am Donnerstag die
Beratung des Voranschlags für das Rechnungsjahr 1930/31 ,die am Freitag fortgesetzt wurde . Er nahm die Einführungeiner Kehrichtabfuhrgebühr an . Bürgermeister Dr. Hörster
machte 'darauf aufmerksam , daß der Voranschlag für 1930
wesentlich geringere Einnahmen zu verzeichnen habe , denen
aber eine Ausgabenerhöhung gegenüberstehe . Ursache daran seider erhebliche Ausfall an Reichsüberweisungssteuern . Wesent .
lich sei qber , daß eine Erhöhung der Umlage nicht eingetreten
sei.

Kommunales aus Zell i . W . Die Stadtgemeinde Zell i . W.will nach dem Beispiel anderer Gemeinden im Wiesental nun
auch die französische Sprache in den oberen Klassen der Volks »
schule fakultativ einführen . — Die Gemeinderechnung für1929/30 schließt nach der vorliegenden Endabrechnung mit
einem Gesamtaufwand von 143 021 Ml , der durch Umlage auf -
gebracht wird . Der Voranschlag für 1930/31 enthält bei
387 351 Ml Einnahmen und 517 826 Ml Ausgaben einen
Fehlbetrag von 130 475 Ml .

Der Gemeindevoranschlag Singen a . H . Der Gemeinde -
rat , der in wiederholten Sitzungen den Voranschlag für1930 beraten hatte , lehnte nach sehr langwierigen VerHand -
lungen mit Mehrheit den Gemeindevoranschlag für das Jahr1930 ab . Der Gemeindevoranschlag schloß mit einem unge -
deckten Aufwand von Yx Million Reichsmark ab, den durch
Umlage zu decken die Mehrheit des Gemeinderats für un -
möglich erklärte . Vor dem Rathaus hatte sich eine groß «
Menge eingefunden und nahm mit Spannung das Ergebnisder Beratungen entgegen , das zu lebhaften Diskussionen
innerhalb der Bürgerschaft führte .

Ikurze « scdrickten aus « aden
Da » Keft der Heiligblut - Wallfahrt

bld . Walldürn , 23 . Juni . Am Sonntag dürfte die dies »
jährige Jubelwallfahrt nach Walldürn auf ihrem Höhepunkt
angelangt sein . An Stell « des erkrankten ErzbischofS be -
grüßten die Einwohner Walldürns am Samstagnachmittagden Weihbifchof Dr. Bürger . Der Weihbischof überbrachte dis
Grüße und den Segen de? ErzbischofS und gab seiner eige -
nen Freude über das Wiedersehen im Frankenlande , seiner
engeren Heimat , Ausdruck . Um 7 Uhr abends traf der großeKarlsruher Ptlgrrzug mit 1300 Karlsruher Pilgern mit dem
Staatspräsidenten an der Spitze in Walldürn ein . Die Karls ,
ruher Pilger wurden von dem Wallfahrtspfarrer , Geistl . Rat
Dorbath , herzlich willkommen geheißen . Nachdem die Dunkel »
heit angebrochen war , formierten sich die Pilger von der
Kirche aus zu einer Lichterprozession . Der Sonntag wurde
zum richtigen Hochfest« der Wallfahrt . Das Pontifikalamtlas nach feierlichem Einzug der Weihbifchof während Prälat
Stumpf die Pilgerpredigt hielt . Nachmittags trafen sich die
Karlsruher Pilger im Saal „Zum Klosterstüble " zu einer

. . für die ihm zuteil
gewordene Begrüßung , die er als Ausdruck der Hochachtung
für sein Amt deutete , als Anerkennung der Treue zu Staat

der Erhaltung selbständiger deutscher Länder und damit
deutscher Kultur nicht ohne Erfolg gekämpft habe . Wie er .
forderte auch Dr. Baumgartner noch einmal die katholischeTat im politischen Leben . Nach Schlußworten de? Prälaten
Stumpf wurde ein Begrüßungstelegramm an den ErzbischofDr. Fritz abgesandt , das eine herzliche Erwiderung fand .

bld . Mannheim , 24. Ami . Im neuen
fand am Montag die 65. ordentliche Sitzung der Kreisver -
sammlung des Kreises Mannheim statt , bei der als Bertre -
ter der Staatsaufsichtsbehörde Landeskommissär Geh . Regie ,
rungsrat Hebting anwesend war . Der Hauptvoranschla »wurde mit kleinen Änderungen angenommen . Bei 1638 000
Reichsmark Ausgaben und 736 000 Ml Einnahmen sind902 000 Ml durch Kreissteuern aufzubringen .

DZ . Waldkirch , 24. Juni . Am Dienstag feierte Medizinal »
vat Dr. Eckert seinen 70jährige » Geburtstag . Seit dem Jahr »
1898, wo er von Walldürn hierher versetzt wurde , ist er bi»
vor wenigen Jahren als Bezirksarzt im Bezirk Waldkirch
tätig gewesen . Er ist seit einer langen Reihe von Jahren
auch dirigierender Arzt des Krankenhauses „Maxhaus " dev
Firma Gütermann in Gutach .

DZ . Zell i. Wiesental , 23. Juni . Gerüchtweise verlautete ,
daß die hiesige Spinnerei und Weberei ihren Betrieb teil »,
weise stillegen würde . Das trifft in der vorliegenden Form
jedoch ncht zu . Das Werk beabsichtigt lediglich einen kleiner»
Teil ihres Betriebes kurzarbeiten zu lassen , falls die Um «
stände es erforderlich machen sollten , und hat zu diesem Zweck
entsprechende Borkehrungen getroffen . — In der Seiden »,
sabrik » deren Stillegung beabsichtigt ist, ist die erste Teilkün¬
digung ausgesprochen worden . Auch in der Etsenbranche sind.
Kündigungen zu verzeichnen .

Besucht die

Große
Lebensmittel
Ausstellung

vom 21 .—30 . Juni in der Ausstellungshalle
Eintritt 50 Rpf . — Gratisproben -Abgabe .

Einladung zum

Edeha -

Hausfrauentag
am Mittwoch , 25 . Juni 1930, nachm . 37s Uhr ,
im großen Saale der städtischen Festhalle ,

Karlsruhe

M i twi rken d e :
Orchester : Polizeikapelle (Leitung :
Obermusikmeister Heisig ), Tanz¬
vorführungen der Tanzschule Mer¬
tens -Leger , Lieder : Frau Seifert ,
Berlin - Am Flügel : Frau Trudel

Mappes , Karlsruhe

Eintritt : ÖO JRpL
wofür Kaffee und Kuchen unentgeltlich ver¬

abreicht werden 439

AWWWWMllWllW .
5 VT . 9,30 .

Im ZwangSweg versteigert das Notariat am
Donnerstag , den 21 . August 1930, nachmittags 3 Uhr,

im Rathaus in Welschneureut den V, Miteigentums¬
anteil des Hilfsarbeiters Friedrich Kaiser in Welsch-
neureut an dem Hausgrundstück Lgb .-Nr - 1746 der Ge»
markung Welschneureut .

Die Versteigerung wurde am 10. April 1930 im
Grundbuch vermerkt . Die Nach.oeisungen über das
Grundstück samt Schätzung kann jedermann einsehen .
Rechte , die am 10. April 1930 noch nicht im Grund »
buch eingetragen waren , sind spätestens in der Ber -
steigerung , vor der Aufforderung zum Bieten , anzu -
meldsn und bei Widerspruch des Gläubigers glaub -
Haft zu machen ; sonst werden sie im geringsten Gebot
und bei der Erlösverteilung erst nach dem An -
spruch des Gläubiger ? und nach den übrigen Rechten
berücksichtigt. Wer ein Recht gegen die Versteigerung
hat , mutz das Verfahren vor dem Zuschlag aufheben
oder einstweilen einstellen lassen, sonst tritt für das
Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des ver -
steigerten Gegenstandes .

Gruudstttcksbeschrieb :
Lgb . Nr . 1746 : 4,73 a Hofreite , Gewann Unterfeld I :

Auf der Hofreite steht :
a ) ein einstöckiges Wohnhaus mit Eisenbalkenkeller ,
b ) ein einstöckiger Stall , Schweine - und Geflügelstall ,

Abortanbau .
Schätzungspreis : 11000

Karlsruhe , den 20 . Juni 1930 . Q .632
Bad . Notariat v — Bollstreckuugss-richt - .

Wanzen I Wanzen!
welch ein Schreck ,
mit S O 2 schafft 's Höllstern weg
FHHlktarn Un3e * ief .- Veriiicht .- * nstaN. nuilbiei II , Herren » tr . s , Tel . 9791 .

JEZornmunaldsirlehen
vermittelt unter günstigen Bedingungen
JOSEPH LIEBMANN

Bankgesch., Karlsruhe i . B ., Tel . 7z u. 76

183

Mittwoch , 25 . Juni
*G 28 . Th .- Gem . 501 - 600
u - 901—1000 (Sonderoper )

Musikdrama von d'Albert
Dirigent : Stern

Regie : Dr . Landgrebe
Mitwirkende :

Blank , Fanz , Grünwald -
Sehfert , Seiberlich , Winter ,
Frey , Hospach , Kiefer , Löser,

Rühr , Theo Strack .
Anfang 20 Ende 22 «/,

Preise C (1 — 7 J24 )

Do , 26 . Juni : Marius .
Fr ., 27 . Juni :

Der lustige Krieg.
Sa -, 23 . Juni : Zum ersten -
mal : SalvermoserS seit -
same Seelenwanderung
So,29 . Juni : Die Jüdin .
Mo ., 23 . Juni : Tiefland .

Q .630 . Karlsruhe . Das
Konkursverfahren über das
Vermögen des L. W . Krauß
in Karlsruhe , Leopoldstr - 20,
wurde nach Abhaltung des
Schlußtermins aufgehoben .

Karlsruhe , 20 . Juni 1930.
Geschäftsstelle

des Amtsgerichts A 6.

Q631 . Karlsruhe . Im
Konkursverfahren über das
Vermögen des Kaufmanns
Leo Kak in Karlsruhe ,
Kaiserstraße 26, jetzt in

Bilanz auf 31. Dezember 1929.
Vermögen X#

1 . Kassenbestand . . . . 9 468,19
2 . Guthaben bei Banken ,

Girozentralen und Post -
scheckamt 23 017,97

3 . Wertpapiere . . . . —
4 . Wechsel —
5. Darlehen a . Hypotheken 584 258,03
6 . Darlehen in laufender

Rechnung auf Private '—
7 . Grundstückskaufgelder . 186 942,69
8 . Darlehen auf Schuld -

schein 249 € 51,90
9 . Darlehen a . Gemeinden —

10. Aufwertungsforde -
rungen 128 692,78

11 . Aufwertungsabrech¬
nungskonto . . • i 69 309,38

12. Einnahmerückstände . 18 631,83
13. Grundstücks und Ge¬

bäude 28 000, -
14. Gerätschaften . - . . 1,-

1 297 973,77

Verbindlichkeiten m
1 . Spareinlagen . . . . 686 194,39
2. Aufwertungssparein¬

lagen 266 912,24
3. Giro - u . Kontokorrent¬

einlagen 74 938,58
4 . Sonstige Einlagen . . —
5. Anlehens - und andere

Schulden 208 924,65
6. Ausgaberückstände . . —
7 . Rücklage

gesetzl. Reservefonds 491 | 0,40
8 . Reingewinn vom Jahre

1929 . . . . . . . 1i sss,sa

Berechnung der Rücklage :
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :
8 °/, aus 76 l 132,92 M Einlagen . . ■
Sie beträgt auf Schluß des Jahres 1929

somit mehr
Walldürn , den 29 . April 1930.

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates !
gez. : Geier , Bürgermeister .

1 2 'M 973,77

JÖ 598
s - 60 890,64 XS
. ; 61 003,96 .

113,32 $ £i 1
Der GeschäftSletter :

gez . : Geher .

Pforzheim , Bahnhofstr . 16,
ist Termin zur VerHand -
lung über den vom Ge-
meinschuldner gemachten
neuen Zwangsvergleichs¬
vorschlag bestimmt auf :
Mittwoch , de« v . Juli 1930,
vormittags 19 Uhr, vor dem
Amtsgeri cht Karlsruhe,Aka -
demiestr . 8, 2 . Stock, Zim¬
mer Nr . 139 . Der Vergleichs -
Vorschlag und die Erklärung
des Gläubigerausschuffes
sind auf der Geschäftsstelle
zur Einsicht der Beteiligten
niedergelegt .

Karlsruhe , 18 . Juni 1930.
Geschäftsstelle

des Amtsgerichts A 6.

Q .623 . Tauberbischofs¬
heim . Der in dem Kon -
kursverfahren über das
Vermögen der Firma Zen -
trale der landwirtschaft -
lichrn Lagerhäuser AG . in
Tauberbischossheim auf
Mittwoch , den 25 . Juni
1939 vor dem Amtsgericht
hier angesetzte Termin

zur Wahl eines Verwal -
ters , eines Gläubigeraus -
schusses und zur Entschlie -
ßung über die im § 132
der Konkursordnung _

be -
zeichneten Gegenstände
wird aufgehoben .

Tauberbischofsheim , den
21 . Juni 1930.

Bad . Amtsgericht .

WEM . WERBEN
FÜR SIE !
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Druck G . Braun , Karlsruhe
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